
Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes sind parlamentsinterne Stellungnahmen, die nicht für die öf-

fentliche Diskussion außerhalb des Landtags bestimmt sind. Eine - auch nur auszugsweise - Veröffentli-

chung oder Verbreitung bedarf der Zustimmung des Direktors beim Landtag. 
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nicht im Verhältnis Landtag-Landesregierung Geltung beanspruchen. Die Rechtswirkungen 

der Geschäftsordnung dürften sich hingegen auch auf die Landesregierung erstrecken, so­

weit der Landtag kraft seiner Geschäftsordnungsautonomie Regelungen getroffen hat, die 

als konkretisiertes Verfassungsrecht gelten müssen. In diesen Fällen kann die Verfassung der 

GOLT Drittwirkung vermitteln. 47 

1. Große Anfrage der Fraktion der CDU „Prüfung vergaberechtlicher sowie weiterer 

rechtlicher Fragestellungen im Rahmen der Verträge zur Umsetzung des Zukunftskon­

zeptes Nürburgring" und die Antwort des Ministerium des Innern, für Sport und Infra­

struktur (Drs. 16/335/579) 

Der parlamentarische Geschäftsführer der Fraktion der CDU, Herr Abgeordneter Bracht, hat 

in seinem Schreiben an den Chef der Staatskanzlei beanstandet, dass die Fragen 1 bis 4, 5 

und 6, 9, 11, 38 bis 43 der oben genannten Großen Anfrage nicht oder nur teilweise beant­

wortet worden seien. Der Prüfung werden nachstehend die jeweiligen Fragen und Antwor­

ten vorangestellt. 

a) Prüfung der Fragen 1 bis 4 und der Antwort 

,, 1. Von welchen Institutionen, Einrichtungen, Fachreferaten etc. der Landesregierung und/ 

oder ihrer nachgeordneten Behörden sowie Einrichtungen (z. B. Nürburgring GmbH, Investi­

tions- und Strukturbank [/SB], Vergabekammer im Wirtschaftsministerium etc.) wurden ver­

gaberechtliche Fragestellungen im Zusammenhang mit der Konzeptionierung, dem Ab­

schluss und der Umsetzung des „Zukunftskonzepts Nürburgring" in der 15. Wahlperiode 

bearbeitet und/oder geprüft (bitte jeweils nach Referaten bzw. Organisationseinheiten de­

tailliert auflisten)? 

2. Von welchen privaten Dritten wurden im Auftrag der Landesregierung, der Nürburgring 

GmbH und/oder der /SB vergaberechtliche Fragestellungen im Zusammenhang mit der 

Konzeptionierung, dem Abschluss und der Umsetzung des „Zukunftskonzepts Nürburgring" 

bearbeitet und/oder geprüft? 

3. Welche Stelle der Landesregierung hat diese jeweiligen Prüfaufträge an Dritte vergeben 

(bitte nach einzelnen Ministerien bzw. nachgeordneten Einrichtungen, Firmen etc. aufschlüs­

seln)? 

47 Hierzu Brocker, in: Dolzer/Kahl/Waldhoff/Graßhof (Hrsg.), Bonner Kommentar zum Grundgesetz (Lo­
seblatt), Art. 40, Rn. 218 (Drittbearbeitung 2011); Edinger, in: Grimm/Caesar (Hrsg.), a.a.O., Art 85, Rn. 3. 
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Allein die Landesregierung verfügt über das Wissen, ob und in welchem Umfang das von der 

fragestellenden Fraktion genannte Fachreferat, etwaige Arbeitsgruppen, der Leiter der 

Zentralabteilung oder der Leiter des Ministerbüros in die Bearbeitung vergaberechtlicher 

Fragestellungen eingebunden gewesen waren. Auch über eine etwaige Diskrepanz der Ant­

wort zu Zeugenaussagen im Beweisverfahren des Untersuchungsausschusses 15/2 kann an 

erster Stelle die Landesregierung aufklären. Dies dürfte jedenfalls für den Fall gelten, dass 

eine Beweisperson vor dem Untersuchungsausschuss über Angelegenheiten berichtet, die 

sie in amtlicher Eigenschaft wahrgenommen hat und ihr hierfür eine Aussagegenehmigung 

erteilt wurde. Sofern zwei parlamentarische Kontrollinstrumente eindeutig zu unterschiedli­

chen Erkenntnissen führen, dürfte es dann das verfassungsrechtliche Prinzip der Kooperation 

und gegenseitigen Rücksichtnahme gebieten, dass die Landesregierung gegenüber dem 

Parlament die Unklarheiten durch eine weitergehende Information beseitigt. Das Kooperati­

ons- und Rücksichtnahmegebot könnte bei einem solchen Vorgehen eine doppelte Schutz­

richtung aufweisen, weil es nicht nur die Wirksamkeit des Fragerechts der Abgeordneten 

absichert, sondern auch die Regierung vor dem Anschein einer widersprüchlichen oder un­

vollständigen Antwort bewahren kann. 

b} Prüfung der Fragen 5, 6, 9, 11 und der Antwort 

„5. Welche Vertragskonstrukte, Vereinbarungen, Abkommen etc. bzw. Entwürfe von solchen 

wurden konkret zur Prüfung vorgelegt und von wann datierten diese (bitte einzeln aufschlüs­

seln)? 

6. Welche Änderungen gab es zwischen dem Entwurfstext, der Gegenstand der Prüfaufträge 

war, und der endgültigen Vertragsversion? 

(7.) ... 

(8.) ... 

9. Gab es Hinweise, nach denen einzelne Vergaben rechtlich problematisch waren? 

(10.) .. . 

11. Wie ist die Landesregierung mit diesen Hinweisen jeweils umgegangen? 

Die Begutachtungen durch die Rechtsanwaltskanzlei Luther erfolgten begleitend zu den lau­

fenden Vertragsverhandlungen. Aktuelle Entwürfe wurden jeweils durch die beratende Wirt­

schaftsprüfungsgesellschaft Ernst & Young zur Verfügung gestellt. Es gab einen regelmäßi­

gen Austausch über erfolgte Änderungen, sodass bis zur finalen Fassung vergaberechtliche 

Expertise sichergestellt war. 

Die Landesreg ierung geht davon aus, dass d ie Gutachter bei ihrer Prüfung j eweils die ein­

schlägigen Rechtsvorschriften berücksichtigt haben. 
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Hinsichtlich des Betriebspachtvertrages vom 25. März 2010 ist es nach Überzeugung der 

Gutachter „gut vertretbar, die Entscheidung über die Vergabe des Betriebspachtvertrages 

der NG an die DNG (Anm.: Hierbei handelt es sich um die jetzige Nürburgring Automotive 

GmbH, die seinerzeit den Arbeitstitel Destination Nürburgring GmbH führte.) ohne vorheri­

gen öffentlichen Wettbewerb, insbesondere ohne öffentliche Ausschreibung, zu fällen", ins­

besondere weil aufgrund der von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Ernst & Young festge­

stellten tatsächlichen und wirtschaftlichen Abhängigkeiten der Motorsport Resort Nürburg­

ring GmbH und der Nürburgring GmbH (inklusive Tochtergesellschaften) eine nachhaltige 

wirtschaftliche Betriebsführung nur einheitlich aus einer Hand möglich ist (,,Alleinstellungs­

merkmal"). 

Hinsichtlich des Formel-1-Konzessionsvertrages vom 13. Dezember 2010 stellten die Gutach­

ter fest: ,,Es sprechen gute Gründe dafür, dass der Konzessionsvertrag als Dienstleistungs­

konzession ... einzuordnen ist. Als solche unterliegt er nicht dem förmlichen Vergaberecht . 

... Allein die NAG verfügt aufgrund der mit dem Pachtvertrag vom 25. März 2010 erfolgten 

Verpachtung der Liegenschaften am Nürburgring im Ergebnis über die erforderlichen Rech­

te und Ressourcen, um die Organisation und Durchführung der F 1-Rennen zu überneh­

men. 

Hinsichtlich des Betriebspachtvertrages über den operativen Betrieb der CST vom 13./14. 

Dezember 2010 gehen die Gutachter davon aus, dass „die CST nicht als öffentlicher Auf­

traggeber anzusehen ist". Zudem „ist der Betriebspachtvertrag mit sehr hoher Wahrschein­

lichkeit als Dienstleistungskonzession einzuordnen und damit dem strengen Vergaberegime 

entzogen". 

Hinsichtlich der Stellungnahme der Rechtsanwaltskanzlei Redeker wird auf die Beantwortung 

der Fragen 18 ff. verwiesen." 

Verfassungsrechtliche Bedenken gegen die Fragen 5, 6, 9 und 11 bestehen nicht. 

Hinsichtlich der Fragen 5 und 6 reklamiert die Fraktion der CDU eine unvollständige Antwort 

der Landesregierung. Die Fragen 9 und 11 seien überhaupt nicht beantwortet worden. 

Eine vollständige Beantwortung liegt vor, wenn die Regierung sämtliche Informationen, auf 

die es dem Fragesteller ersichtlich ankam, mitteilt.54 Die Fraktion der CDU interessierte vor­

liegend, welche Vertragskonstrukte (etc.) oder Entwürfe hiervon zu welchen Zeitpunkten 

einer vergaberechtlichen Prüfung unterzogen wurden. Der Fraktion kam es, wie sich aus dem 

Klammerzusatz der Frage 5 ergibt, erkennbar auf eine detaillierte Darstellung einzelner Be-

54 Vgl. S. 9, 11. 
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gutachtungen an. Hierdurch sollten die Änderungsschritte vom Entwurfstext hin zur endgül­

tigen Vertragsversion nachvollzogen werden können (Frage 6). 

In ihrer Beantwortung erklärt die Landesregierung, dass es einen regelmäßigen Austausch 

über erfolgte Änderungen gegeben habe, sodass bis zur finalen Fassung vergaberechtliche 

Expertise sichergestellt gewesen sei. Die Entwürfe seien von der Wirtschaftsprüfungsgesell­

schaft Ernst & Young zur Verfügung gestellt worden. Die begleitende Begutachtung sei 

durch die Rechtsanwaltskanzlei Luther erfolgt. Weitergehende Informationen, insbesondere 

welche Entwurfsänderungen zu welchem Zeitpunkt vorgenommen wurden, werden in der 

Antwort nicht aufgeführt. Hinsichtlich der Fragen 5 und 6 dürfte insofern von einer nicht voll­

ständigen Beantwortung auszugehen sein. 

Desweiteren interessiert die Fraktion der CDU, ob es Hinweise gegeben habe, dass einzelne 

Vergaben rechtlich problematisch gewesen seien (Frage 9) und wie die Landesregierung mit 

solchen Hinweisen umgegangen sei (Frage 11 ). 

In diesem Zusammenhang hat die Landesregierung dargelegt, dass nach Überzeugung der 

Rechtsanwaltskanzlei Luther der Betriebspachtvertrag vom 25. März 2010, der Formel-1-

Konzessionsvertrag vom 13. Dezember 2010 und der Betriebspachtvertrag über den opera­

tiven Betrieb der CST vom 13./14. Dezember 2010 nicht vom sachlichen Anwendungsbe­

reich des Vergaberechts erfasst werde. Aus dieser Information dürfte der Umkehrschluss 

gezogen werden, dass die Rechtsanwaltskanzlei Luther keine Hinweise, nach denen einzelne 

Vergaben rechtlich problematisch gewesen seien, erteilt haben mag. 

Die Informationen der Landesregierung dürften schließlich so zu verstehen sein, dass ein 

Hinweis auf problematische 11 einzelne Vergaben" auch nicht durch die Rechtsanwaltskanzlei 

Redeker erfolgte. Dies ergibt sich daraus, dass die Landesregierung in ihrer Antwort zu den 

Fragen 18 ff., auf die sie verweist, ausführt, dass die Stellungnahme der Kanzlei eine 11 allge­

mein gehaltene Prüfung" darstelle, der kein 11 konkreter Vertragsentwurf" zugrunde gelegen 

habe. Eine 11 den Abschluss des Betriebspachtvertrages betreffende Handlungsempfehlung" 

sei daher nicht abgegeben worden. Hinsichtlich der Fragen 9 und 11 dürfte insofern eine 

vollständige Beantwortung der Landesregierung nahe liegen. 
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c) Prüfung der Fragen 38 bis 43 und der Antwort 

„38. Hat das Ministerium für Wirtschaft, Klimaschutz, Energie und Landesplanung, in dem 

laut Geschäftsverteilungsplan der Landesregierung (siehe Drucksache 16/11, dort insbeson­

dere § 9 Ziff. 5, aber auch Ziff. 12) die Zuständigkeit im Rahmen des Beihilferechts angesie­

delt ist, in der 16. Wahlperiode die Verträge, Vereinbarungen und Abkommen im Zusam­

menhang mit dem „Zukunftskonzept Nürburgring" - insbesondere vor dem Hintergrund der 

Ausführungen des Landesrechnungshofs in dessen Jahresbericht 2011, Teil II zum Liquidi­

tätspool (öffentlich vorgestellt am 13. April 2011, siehe dort S. 7 bis 15) - im Ministerium prü­

fen lassen? 

39. Wenn ja: mit welchem Ergebnis? 

40. Wenn nein: warum nicht? 

41. Für den Fall, dass bisher keine Prüfung entsprechend der Frage 38 stattgefunden hat: 

Beabsichtigt das Ministerium für Wirtschaft, Klimaschutz, Energie und Landesplanung, in 

dem laut Geschäftsverteilungsplan der Landesregierung (siehe Drucksache 16/11, dort ins­

besondere § 9 Ziff. 5, aber auch Ziff. 12) die Zuständigkeit im Rahmen des Beihilferechts an ­

gesiedelt ist, - insbesondere vor dem Hintergrund der Ausführungen des Landesrechnungs­

hofs in dessen Jahresbericht 2011, Teil II zum Liquiditätspool (öffentlich vorgestellt am 13. 

April 2011, siehe dort S. 7 bis 15) - die Verträge, Vereinbarungen und Abkommen im Zu­

sammenhang mit dem ,,Zukunftskonzept Nürburgring" prüfen zu lassen? 

42. Wenn ja: Bis wann wird das Prüfungsergebnis vorliegen? 

43. Wenn nein: warum nicht? 

Wie schon in der Beantwortung der Kleinen Anfrage 218 (Drucksache 16/327) ausgeführt, 

wird mit der Anordnung über die Geschäftsverteilung der Landesregierung keine spezielle 

Zuständigkeit für die Überwachung von EU-beihilferechtlichen Vorschriften begründet. Die 

Einhaltung EU-beihilferechtlicher Grundsätze und Vorschriften obliegt - wie in der vergan­

genen Legi slaturperiode - den jeweiligen Ressorts. Das .,Zukunftskonzept Nürburgring" 

liegt entsprechend der Anordnung über die Geschäftsverteilung im Zuständigkeitsbereich 

des Ministeriums des Innern, für Sport und Infrastruktur." 

Hinsichtlich der Fragen 38 bis 43 bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass die sachliche 

Reichweite des parlamentarischen Fragerechts überschritten sein könnte. Auch die in die 

Zukunft gerichtete Frage 41 wirft keine verfassungsrechtlichen Bedenken auf, zumal die Lan­

desregierung hierdurch nicht verpflichtet wird, eine abschließende Entscheidung über eine 

mögliche Prüfung zu treffen . 

Die Fraktion d er CDU ist der Ansicht, dass die Fragen 38 bis 43 nicht beantwortet worden 

seien. Der vorgenannte Fragenkomplex zielt unter anderem darauf ab, ob in der 16. Wahl­

periode im Ministerium für Wirtschaft, Klimaschutz, Energie und Landesplanung Verträge, 

Vereinbarungen und Abkommen im Zusammenhang mit dem „Zukunftskonzept Nürburg-
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ring" geprüft wurden (Frage 38). Sofern dies nicht der Fall gewesen sein sollte, begehrt die 

Fraktion der CDU die Information, ob das Ministerium für Wirtschaft, Klimaschutz, Energie 

und Landesplanung eine solche Prüfung beabsichtigt (Frage 41 ). 

In beiden Fragen wird angemerkt, dass der Geschäftsverteilungsplan der Landesregierung 

die Zuständigkeit des Ministeriums für Wirtschaft, Klimaschutz, Energie und Landesplanung 

für das Beihilferecht vorsehe. Desweiteren erfolgt ein in Parenthese eingeschobener Hinweis 

auf den Jahresbericht des Rechnungshofes aus dem Jahr 2011. 

Die Antwort der Landesregierung bleibt auf Ausführungen zu ihrer Geschäftsverteilung be­

schränkt. Danach werde mit der Anordnung über die Geschäftsverteilung keine spezielle 

Zuständigkeit für die Überwachung EU-beihilferechtlicher Vorschriften begründet. Die Über­

prüfung obliege den jeweiligen Ressorts. Das 11 Zukunftskonzept Nürburgring" liege daher im 

Zuständigkeitsbereich des Ministeriums des Innern, für Sport und Infrastruktur. 

Aus diesen Ausführungen könnte womöglich die Schlussfolgerung gezogen werden, dass im 

Ministerium für Wirtschaft, Klimaschutz, Energie und Landesplanung in der aktuellen Wahl­

periode keine Verträge im Zusammenhang mit dem 11 Zukunftsprojekt Nürburgring" geprüft 

wurden und dort auch keine Überprüfung beabsichtigt ist. 

Aus verfassungsrechtlicher Sicht ist jedoch anzumerken, dass die Regierung ihrer Antwort­

pflicht generell nur dann entsprechen kann, wenn der anfragende Abgeordnete keine Mut­

maßungen über mögliche Interpretationen einer Antwort anstellen muss. Die Wirksamkeit 

parlamentarischer Kontrolle erfordert eine Antwort der Regierung, in der die Detailgenauig­

keit einzelner Fragen aufgegriffen wird. 55 Es verbleiben damit zumindest Zweifel, ob die 

Antwort diesen Anforderungen genügt. 

2. Kleine Anfrage des Abgeordneten Alexander Licht (CDU) ,,Formel-1-Verträge am 

Nürburgring" und die Antwort des Ministeriums des Innern, für Sport und Infrastruktur 

(Drs. 16/356) 

„ 1. Welche bestehenden vertraglichen Verbindungen sind im Einzelnen zur Durchführung 

der Formel 1 am Ring von wem/durch wen tangiert? 

2. Welche Verträge zwischen welchen Gesellschaften sind mit der Formel-1-Veranstaltung 

2011 ausgelaufen? 

55 Vgl. BbgVfG, DÖV2001, 164,165 m.w.N. 
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(3.) .. . 

(4.) .. . 

Zu den Fragen 1, 2, 3 und 4: 

Mit Vertrag aus Dezember 2010 hat die Nürburgring GmbH die Durchführung des diesjähri­

gen Formel-1-Rennens auf die Nürburgring Automotive GmbH übertragen. Diese hat die 

Organisation, insbesondere die Planung, Vorbereitung, Werbung, Durchführung und Ab­

wicklung der Formel 1 auf den von ihr gepachteten Flächen und Strecken auch für etwaige 

Folgeveranstaltungen übernommen. 

Die Rechte für die Formel 1 liegen bei der Firmengruppe um die Formula One Management 

Ltd. Das Formel-1-Rennen in diesem Jahr war das letzte, das auf Basis eines in 2006 abge­

schlossenen Vertrages mit der genannten Firmengruppe durchgeführt wurde. überdies en­

dete der Vertrag mit dem ADAC über die sportliche Ausrichtung. 

Konkrete Verhandlungen über künftige Formel-1-Rennen sollen aufgenommen werden. 

Auch aus verhandlungstaktischen Gründen können darüber hinaus keine näheren Angaben 

gemacht werden." 

Die Kleine Anfrage dürfte verfassungsrechtlich zulässig sein. Die Verantwortlichkeit der Lan­

desregierung ist gegeben, soweit sie auf Grund der Gesellschafterstellung des Landes bei 

der Nürburgring GmbH in personeller und sachlicher Hinsicht Einfluss nehmen kann. 56 

Hinsichtlich der Nürburgring Automotive GmbH, die sich allein in Privater Hand befindet, 

dürfte sich das Fragerecht nur auf solche Vertragsverhältnisse der Gesellschaft beziehen, an 

denen das Land unmittelbar oder mittelbar (etwa über die Nürburgring GmbH) beteiligt ist. 

überdies ist die parlamentarische Kontrolle für all jene Sachgebiete eröffnet, die sich die 

Landesregierung kraft ihrer politischen Entscheidungsautonomie zu Eigen gemacht hat. Die 

Verantwortlichkeit der Landesregierung hinsichtlich Privater besteht auch in Fällen, in denen 

Subventionen gewährt werden (wie etwa bei der Bezuschussung eines Formel-1-Rennens mit 

öffentlichen Fördermitteln).57 

Sodann ist zu untersuchen, ob die Fragen 1 und 2 - wie von der Fraktion der CDU vorgetra­

gen - unvollständig beantwortet wurden. 

56 Vgl. S. 4. 
57 Allgemein hierzu BVerfGE 77, 1, 39; siehe auch Hölscheidt, a.a.O., S. 32. 
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Die Frage 1 zielt auf die Information ab, welche einzelnen bestehenden Verträge im Falle 

weiterer Formel-1-Veranstaltungen von wem oder durch wen betroffen sein werden. In Fra­

ge 2 wird um Mitteilung einzelner Verträge gebeten, die mit der Formel-1-Veranstaltung des 

Jahres 2011 ausgelaufen sind. 

Die Landesregierung nimmt in ihrer Beantwortung auf folgende drei Verträge Bezug: 

Mit „Vertrag aus Dezember 201 O" sei die Durchführung des vergangenen Formel-1-Rennens 

und etwaiger Folgeveranstaltungen auf die Nürburgring Automotive GmbH übertragen 

worden. Desweiteren sei auf Basis eines ,,in 2006 abgeschlossenen Vertrages" mit der For­

mula One Management Ltd. das Formel-1-Rennen 2011 auf dem Nürburgring durchgeführt 

worden. Schließlich habe ein Vertrag mit dem ADAC über die sportliche Ausrichtung „geen­

det". 

In ihrer Antwort gibt die Landesregierung einen Überblick über diverse bestehende Ver­

tragsverhältnisse, ohne im Einzelnen darzulegen, inwiefern vertragliche Beziehungen zwi­

schen welchen Gesellschaften durch einen neuen Vertrag zur Durchführung künftiger For­

mel-1-Veranstaltungen betroffen sein werden. Zudem wird das Datum der Vertragsschlie­

ßung nicht näher benannt. Die Parteien der Altverträge werden nicht präzisiert und können 

allenfalls hergeleitet werden. Die Mitteilung dürfte daher hinter den mit der Frage 1 begehr­

ten Auskünften zurückbleiben. 

Der Frage 2 kann die Information zugeordnet werden, dass ein 2006 abgeschlossener Ver­

trag mit der Formula One Management Ltd. mit Durchführung des Formel-1-Rennens 2011 

vollzogen wurde. Dass keine weiteren vertraglichen Rechtsverhältnisse, für die eine Verant­

wortlichkeit der Landesregierung im Sinne des parlamentarischen Fragerechts besteht, mit 

der Rennveranstaltung ausgelaufen sind, kann der Antwort nicht ausdrücklich entnommen, 

sondern allenfalls unterstellt werden. Welche Bedeutung der „Vertrag mit dem ADAC" für 

das Thema der Kleinen Anfrage (,,Formel-1-Verträge am Nürburgring") hat, erschließt sich 

nicht unmittelbar. Insgesamt dürfte daher nicht festgestellt werden können, dass die Ant­

wort den verfassungsrechtlichen Direktiven des Fragerechts entspricht. 
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3. Kleine Anfrage der Abgeordneten Christine Schneider ,,Ausgesetzte Förderung von 

Investitionen für die Weinbereitung und die Vermarktung von Wein" und die Antwort 

des Ministeriums für Umwelt, Landwirtschaft, Ernährung, Weinbau und Forsten 

(Drs. 16/ 408} 

,,3. Welche Folgen hat die Aussetzung für die betroffenen Betriebe? 

Zu Frage 3: 

Neue Anträge können erst nach der Änderung der entsprechenden Landesverordnung ge­

stellt, bewilligt und durchgeführt werden." 

Die Kleine Anfrage dürfte von der sachlichen Reichweite des Fragerechts erfasst sein. Zu 

untersuchen ist daher, ob die Frage 3, wie von der Fraktion der CDU angeführt, unvollstän­

dig beantwortet wurde, weil die Landesregierung nicht auf die wirtschaftlichen und finanziel­

len Folgen für betroffene Betriebe eingeht. 

Ziffer 3 der Kleinen Anfrage enthält die allgemein gehaltene Frage, welche Folgen die Aus­

setzung der Förderung von Investitionen für die Weinbereitung und die Vermarktung von 

Wein für die betroffenen Betriebe hat. Die Landesregierung hat diese Fragestellung in dem 

Sinne ausgelegt, dass nach Auswirkungen auf das Verwaltungsverfahren gefragt wird. Hierfür 

ist in erster Linie auch die Verantwortlichkeit der Landesregierung gegeben. 

Wollte man die Frage hingegen derart interpretieren, dass nach betriebswirtschaftlichen 

Auswirkungen gefragt wird, kann eine Verantwortlichkeit der Landesregierung nicht ohne 

weiteres begründet werden. Zudem erhebt sich die Frage, wie es der Landesregierung prak­

tisch möglich sein soll, die Folgen der Aussetzung für einzelne Betriebe beurteilen zu kön­

nen. 

Im Übrigen würde bei dieser Interpretation der Fragestellung nicht hinreichend deutlich, 

welche Unternehmen mit der Bezeichnung „betroffene Betriebe" gemeint sind. Unter Be­

zugnahme auf Frage 2 könnten hiermit die Unternehmen gemeint sein, deren Förderanträge 

bereits bewilli gt wurden. Die Landesreg ierung hat hinsichtlich dieser Betriebe geantwo rtet, 

dass bereits genehmigte A nträge auf Investiti onsförderung wie g eplant durchgeführt und 

bezuschusst werden. 
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Sollten mit dem Begriff „betroffene Betriebe" all jene Unternehmen gemeint sein, die künf­

tig Förderanträge stellen wollen, wird eine Einschätzung der betriebswirtschaftlichen Aus­

wirkungen kaum prognostizierbar sein. 

Vor diesem Hintergrund dürfte die Landesregierung mit Blick auf Frage 3 hinreichende In­

formationen dargetan habe. Wie das Verfassungsgericht des Landes Brandenburg klarge­

stellt hat, setzt eine vollständige Antwort nicht voraus, dass die Auskunft ins Detail ausufern 

muss, ohne Rücksicht, was und wie genau gefragt worden ist. In Zweifelsfällen, so das Ge­

richt, könne es Sache des Abgeordneten sein, ergänzend nachzufragen.58 

4. Kleine Anfrage der Abgeordneten Christian Baldauf und Dr. Axel Wilke „PEBB§Y 

Deckungsgrade" und die Antwort des Ministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz 

(Drs. 16/562) 

,, 1. Wie hoch ist der PEBB§Y-Deckungsgrad im mittleren Dienst am Oberlandesgericht Kob­

lenz, wie hoch ist er am Pfälzischen Oberlandesgericht Zweibrücken (bitte nach Oberlan­

desgerichten aufschlüsseln)? 

2. Wie hoch sind die PEBB§Y-Deckungsgrade der nachgeordneten Land- und Amtsgerichte 

sowie der Staatsanwaltschaften (bitte einzeln auflisten)? 

Zu den Fragen 1 und 2: 

Die bisherige Praxis sieht einen Austausch der Ergebnisse der Personalbedarfsberechnun­

gen zwischen den Fachgerichten und/oder der ordentlichen Gerichtsbarkeit nicht vor. Die 

Ergebnisse der Personalbedarfsberechnungen der ordentlichen Gerichtsbarkeit werden den 

Chef- und Landgerichtspräsidenten sowie den Generalstaatsanwälten und den leitenden 

Oberstaatsanwälten übersandt. Die Personalbedarfsberechnungen der Fachgerichte werden 

den jeweiligen Chefpräsidenten übersandt. Ferner werden die Personalvertretungen über 

die sie betreffenden Deckungsgrade informiert. 

Seitens des Ministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz ist jedoch in Abweichung von 

dem bisherigen Vorgehen beabsichtigt, die Ergebnisse der Personalbedarfsberechnung 

künftig in geeigneter Form zu veröffentlichen. Vor einer abschließenden Entscheidung über 

das weitere Vorgehen wird der Umgang mit den Ergebnissen der Personalbedarfsberech­

nung in den anderen Bundesländern abgefragt. Eine entsprechende Länderumfrage ist be­

reits angelaufen. In diesem Rahmen wird erfragt, ob und gegebenenfalls in welchem Um­

fang die Ergebnisse zwischen den Gerichtsbarkeiten ausgetauscht und in welcher Form sie 

veröffentlicht werden, wer Zugang zu den Daten hat und welche Stellen beteiligt wurden. In 

einem nächsten Schritt ist vorgesehen, den hiesigen Geschäftsbereich sowie die Personal­

und Interessenvertretungen zu dem geplanten Vorgehen anzuhören. 

58 BbgVfG, DÖV 2001, 164, 165. 
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Vor diesem Hintergrund wird derzeit davon abgesehen, die oben genannten Fragen im 

Rahmen einer Kleinen Anfrage zu beantworten, die entsprechenden Daten können jedoch -

falls gewünscht - in einer vertraulichen Sitzung des Parlamentes offengelegt werden." 

Die Kleine Anfrage dürfte auf Grund der Verantwortlichkeit der Landesregierung für den 

Personalbedarf in der Justiz verfassungsrechtlich zulässig sein, so dass sich die Frage an­

schließt, ob die Auskunft gemäß Art. 89a Abs. 3 Satz 1 LV verweigert werden durfte. Dies 

wird von der Fraktion der CDU in Abrede gestellt. 

In der Kleinen Anfrage werden Informationen über die PEBB§Y-Deckungsgrade im mittleren 

Dienst am Oberlandesgericht Koblenz, am Pfälzischen Oberlandesgericht Zweibrücken, in 

den nachgeordneten Land- und Amtsgerichten sowie der Staatsanwaltschaften begehrt. Das 

Ministerium der Justiz und für Verbraucherschutz hat mitgeteilt, dass 11 derzeit davon abge­

sehen" werde, die Fragen zu beantworten. 

Die Auskunftsverweigerung gegenüber den Abgeordneten wird damit begründet, dass das 

Ministerium beabsichtige, die Ergebnisse der Personalbedarfsberechnung künftig in 11 geeig­

neter Form" zu veröffentlichen. Vor einer abschließenden Entscheidung über das weitere 

Vorgehen werde die Landesregierung die Ergebnisse einer Länderumfrage, in der der Um­

gang mit den Daten der Personalbedarfsberechnung abgefragt werde, abwarten. Zudem 

soll der 11 hiesige Geschäftsbereich sowie die Personal- und Interessenvertretungen" zu der in 

Zukunft geplanten Form der Veröffentlichung angehört werden. 

Vorliegend kann allein in Betracht gezogen werden, dass die Landesregierung die Beantwor­

tung der Kleinen Anfrage gemäß Art. 89a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 LV verweigern durfte, weil der 

11 Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung" betroffen ist. 

Der 11 Kernbereich exekutive Eigenverantwortung" erfasst nach der zuvor dargestellten 

Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts einen gegenüber dem Parlament unaus­

forschbaren Initiativ-, Beratungs- und Handlungsbereich der Regierung. Das Bundesverfas­

sungsgericht zählt hierzu den Prozess der Willensbildung der Regierung, der sich sowohl im 

Kabinett selbst als auch in ressortinternen und -übergreifenden Abstimmungen vollziehen 

kann. 59 

59 Zur Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts im Einzelnen vgl. S. 7. 
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Sieht die Landesregierung ihren Arkanbereich als betroffen an, so ist sie gemäß Art. 89a 

Abs. 3 Satz 3 LV angehalten, die genauen Umstände hierfür substantiiert darzulegen, damit 

den Abgeordneten die Überprüfung der Plausibilität ermöglicht wird. 

Zweifelhaft erscheint, ob die Landesregierung derartige Umstände dargetan hat. Denn bei 

der Beantwortung einer parlamentarischen Anfrage handelt es sich um keine „Form der Ver­

öffentlichung", wie sie in der Mitteilung des Ministeriums angesprochen wird. Das Frage­

recht stellt ein Instrument des Parlaments dar, das der eigenen Informationsgewinnung dient 

und das für die Regierung eine Pflichtenstellung begründet. Die Reichweite des Fragerechts 

der Abgeordneten kann insofern nicht von politischen Erwägungen der Gubernative abhän­

gen. 

Davon zu unterscheiden ist das zweifelsohne bestehende Recht der Regierung, die Veröf­

fentlichung der Personalbedarfszahlen im Hinblick auf die Wahrnehmung eigener Kompe­

tenzen zurückzustellen, bis eine ihrer Meinung nach geeignete Publizitätsform gefunden 

wurde. Derartige politische Erwägungen der Regierung können für deren verfassungsrechtli­

chen Kompetenzbereich (z.B. die eigene Informationsarbeit) Relevanz erlangen, jedoch keine 

verfassungsrechtlich gewährleisteten Informationsrechte „der anderen Gewalt" einschrän­

ken. 

Selbst wenn man in der Mitteilung des Ministeriums Hinweise auf den Arkanbereich der Re­

gierung erblicken wollte, so ist überdies zu bedenken, dass vor dem parlamentarischen Fra­

gerecht lediglich das interne Verfahren der Regierung als solches grundsätzlich geschützt 

wird, jedoch nicht die ihm zugrundeliegende Sachmaterie. 60 

Zweifelhaft ist allerdings, ob sich die Landesregierung in ihrer Mitteilung überhaupt auf den 

„Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung" berufen wollte, da sie ihre Bereitschaft, in 

einer vertraulichen Sitzung des Parlaments Auskunft zu erteilen, erklärt hat. 

Sofern das Ministerium der Justiz und für Verbraucherschutz die Personalbedarfszahlen in 

einer vertraulichen Sitzung des Parlaments mitteilen will, wäre ein solches Vorgehen mit dem 

Wesen des Fragerechts als ein Instrument öffentlicher parlamentarischer Kontrolle allerdings 

ebenfalls nicht ohne weiteres vereinbar.61 Dem Grundsatz der Öffentlichkeit kommt für die 

60 So Magiera, in: Schneider/Zeh (Hrsg.), a.a.O., § 52, Rn. 77 m.w.N. 
61 Vgl. BVerfGE 124, 161, 193. 
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Effektivität des Fragerechts eine zentrale Funktion zu. 62 Aus diesem Grund sieht Art. 89a 

Abs. 3 Satz 2 LV vor, dass allein im Falle der Offenbarung von Staatsgeheimnissen oder 

schutzwürdigen Interessen Einzelner (Art. 89a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 LV) Vorkehrungen gegen 

das Bekanntwerden geheimhaltungsbedürftiger Tatsachen zu treffen sind. 

Ob und inwieweit die Voraussetzungen der vorbeschriebenen Ausnahmefälle gegeben sind, 

bedarf der nachvollziehbaren Begründung der Landesregierung.63 Es kann hingegen nicht 

festgestellt werden, dass die in der Antwort der Landesregierung genannten Gründe für die 

Nichtbeantwortung der Kleinen Anfrage diesen Anforderungen genügen. 

Wissenschaftlicher Dienst 

62 Vgl. S. 4 f. 
63 BVerfGE 124, 161, 193. 


